
In diesem Artikel geht es um den kollektiven An-
spruch der Arbeitnehmerschaft, in Fragen des 
Gesundheitsschutzes beigezogen zu werden (im 
Gegensatz zu Artikel 5 ArGV 3, der die arbeits-
platzbezogene Information und Anleitung der 
einzelnen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
betrifft). Gesundheitsschutz ist eine gemeinsame 
Daueraufgabe des Arbeitgebers, der die Gesamt- 
und Grundverantwortung trägt, der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen, die den Anspruch und 
die Pflicht haben, aktiv daran mitzuwirken, und, 
in erforderlichem Umfang, der Fachleute (Art. 7 
Abs. 3 ArGV 3). Erst im Zusammenwirken dieser 
drei Gruppen kann wirksamer Gesundheitsschutz 
betrieben werden. Die gesetzliche Regelung geht 
davon aus, dass die Arbeitnehmerschaft ihren An-
spruch auf Mitwirkung einerseits aus der Legitima-
tion der Betroffenen besitzt, und andererseits, weil 
sie einen eigenständigen und notwendigen Bei-
trag an den Gesundheitsschutz zu leisten hat.
Nach Artikel 48 ArG umfasst das im vorliegen-
den Artikel 6 ArGV 3 geregelte Mitspracherecht 
den Anspruch auf Anhörung und Beratung, be-
vor der Arbeitgeber einen Entscheid trifft, so-
wie auf Begründung des Entscheids, wenn die-
ser den Einwänden der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer oder deren Vertretung im Betrieb 
nicht oder nur teilweise Rechnung trägt. Der Be-
griff «Beratung» hat hier die Bedeutung von «ge-
meinsam überlegen und besprechen», was in 
der französischen und italienischen Version kla-

rer zum Ausdruck kommt («Le droit d‘être con-
sultés comprend le droit d‘être entendus dans 
les affaires relevant de la participation et d‘en dé-
battre ...;Tale diritto comprende quello di essere 
sentiti e di discutere..»). Das heisst, dass der Ar-
beitgeber die Anliegen der Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen bzw. ihrer Vertretung nicht nur zur 
Kenntnis nehmen muss, sondern sich damit und im 
Gespräch  mit ihnen, auch auseinanderzusetzen hat.
Artikel 6 ArGV 3 und Artikel 48 ArG sind Anwen-
dungsfälle des Bundesgesetzes vom 17. Dezem-
ber 1993 über die Information und Mitsprache der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den Be-
trieben (Mitwirkungsgesetz; SR 822.14). Das Mit- 
wirkungsgesetz ist ein Rahmenerlass, der zur 
Hauptsache Vorschriften enthält über Bestellung, 
Wahl, Grösse und Aufgaben der Arbeitnehmerver-
tretung und über die Zusammenarbeit zwischen 
der Arbeitnehmervertretung und dem Arbeitge-
ber. Was die Mitwirkungsrechte betrifft, enthält 
das Gesetz lediglich eine Vorschrift über die Infor-
mation der Arbeitnehmervertretung, verweist aber 
im Übrigen auf die in der Spezialgesetzgebung ge-
regelten besonderen Mitwirkungsrechte. Solche 
Mitwirkungsrechte enthält Artikel 6 ArGV 3 und 
Art. 48 ArG.
Besteht in einem Betrieb eine Arbeitnehmerver-
tretung, so stehen diese Mitwirkungsrechte der 
Vertretung zu. Nur wenn in einem Betrieb keine 
Arbeitnehmervertretung vorhanden ist, sind die 
Mitwirkungsrechte den einzelnen Arbeitnehme-
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Artikel 6

Anhörung der Arbeitnehmer
1	Die Arbeitnehmer oder ihre Vertretung im Betrieb müssen über alle Fragen, welche den Gesund-
heitsschutz betreffen, frühzeitig und umfassend angehört werden.

2	Sie haben das Recht, Vorschläge zu unterbreiten, bevor der Arbeitgeber einen Entscheid trifft. Der 
Arbeitgeber begründet seinen Entscheid, wenn er den Einwänden und Vorschlägen der Arbeitneh-
mer oder von deren Vertretung im Betrieb nicht oder nur teilweise Rechnung trägt.

3	Die Arbeitnehmer oder ihre Vertretung im Betrieb müssen in geeigneter Form zu Abklärungen und 
Betriebsbesuchen der Behörden beigezogen werden. Der Arbeitgeber muss die Arbeitnehmer oder 
ihre Vertretung im Betrieb über Anordnungen der Behörden informieren.
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rinnen und Arbeitnehmern direkt zu gewähren 
(vgl. Art. 4 Mitwirkungsgesetz).

- s. auch SECO-Merkblatt Nr. 104: Mitwirkung

Absatz 1
Das Mitspracherecht ist umfassend und bezieht 
sich auf alle Fragen, welche den Gesundheits-
schutz betreffen. Die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer bzw. deren Vertretung haben das 
Recht, sich zu diesen Fragen zu äussern und sich 
mit dem Arbeitgeber darüber zu beraten. Dies be-
dingt, dass sie über alle Belange des Gesundheits-
schutzes frühzeitig und umfassend informiert wer-
den (vgl. Art. 9 Abs. 1 Mitwirkungsgesetz). Dieses 
Informationsrecht hat einerseits die Information 
nach Artikel 5 ArGV 3 über die konkreten Gesund-
heitsgefährdungen der einzelnen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer und die Massnahmen des 
Gesundheitsschutzes zu deren Verhütung zum In-
halt. Auf der anderen Seite ist aber auch über alle 
geplanten betrieblichen Massnahmen zu informie-
ren, die Auswirkungen auf den Gesundheitsschutz 
haben können. Dies betrifft namentlich die Pla-
nung von betrieblichen Gesundheitsschutzmass-
nahmen, aber auch die Beschaffung und Einset-
zung von neuen Maschinen, Geräten und Stoffen 
sowie vorgesehene Änderungen in der Produkti-
on, bei Arbeitsabläufen und in der Arbeitsorga-
nisation. Die Information über geplante Mass-
nahmen hat rechtzeitig zu erfolgen, so dass die 
Anliegen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer bzw. deren Vertretung für die Realisierung der 
Massnahmen allenfalls noch berücksichtigt wer-
den können. Auch die Mitspracherechte sind früh-
zeitig zu gewähren, d.h. noch bevor der Arbeitge-
ber eine bestimmte Massnahme getroffen hat.
Mit der Mitsprache der Arbeitnehmer soll einer-
seits gewährleistet werden, dass die Arbeitgeber 
mit ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
in Bezug auf den Gesundheitsschutz den Dialog 
pfl egen. Anderseits dient diese Bestimmung dazu, 

die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für den 
Gesundheitsschutz zu motivieren, indem sie aktiv 
einbezogen werden.
Gesundheitsschutz ist ein gemeinsames Anliegen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmerinnen bzw. Ar-
beitnehmer. Es liegt somit auf der Hand, dass über 
die Art der zu treffenden Massnahmen zwischen 
ihnen eine offene und direkte Kommunikation 
stattfi nden muss. Es gilt, Lösungen zu fi nden, mit 
denen sich die direkt betroffenen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer soweit als möglich identi-
fi zieren können. Dies ist eine Voraussetzung, da-
mit die angeordneten Massnahmen von ihnen im 
erwarteten Sinne mitgetragen werden. Es dürfte 
schwierig sein, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
für die Einhaltung von Gesundheitsschutzmass-
nahmen zu motivieren, wenn die Betreffenden 
überzeugt sind, dass der gewünschte Schutz durch 
naheliegendere und vom Aufwand her nicht we-
sentlich aufwändigere Massnahmen ebenfalls oder 
noch besser erreicht werden könnte. In grösseren 
Betrieben kann es angezeigt sein, die Zusammen-
arbeit zwischen dem Arbeitgeber und der Beleg-
schaft zu institutionalisieren, etwa in der Form ei-
ner aus Mitgliedern der Arbeitnehmervertretung 
und der Unternehmensleitung paritätisch zusam-
mengesetzten Kommission für Gesundheitsschutz 
und Arbeitssicherheit.
Bei Meinungsverschiedenheiten, die auch durch 
gesamtarbeitsvertraglich oder betrieblich vorge-
sehene Schlichtungsmöglichkeiten nicht beseitigt 
werden können, kann es angebracht sein, in beid-
seitigem Einverständnis die Beratung durch die Be-
hörden in Anspruch zu nehmen oder kompetente 
externe Fachberater beizuziehen. Auf keinen Fall 
aber dürfen Meinungsverschiedenheiten über die 
Art der zu treffenden Massnahmen dazu führen, 
dass notwendige Vorkehrungen auf unbestimmte 
Zeit hinausgezögert werden.
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Absatz 2
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bzw. 
ihre Vertretung können ihre Anliegen und Vor-
schläge in mündlicher oder schriftlicher Form ein-
bringen, bevor der Arbeitgeber einen Entscheid 
trifft. Besteht eine gewählte Vertretung, hat sie 
aufgrund des Mitwirkungsgesetzes die Verpfl ich-
tung, aktiv mitzuwirken. Besteht keine gewählte 
Vertretung, so steht es den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern frei, ob sie sich überhaupt äu-
ssern und mit dem Arbeitgeber beraten wollen. 
Der Arbeitgeber erfüllt seine Pfl icht, wenn er sie 
ausreichend informiert und ihnen die Gelegenheit 
gibt, sich zu äussern und mit ihm zu beraten. Im 
Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten hat der 
Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass auch fremd-
sprachige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ihre Mitspracherechte korrekt wahrnehmen kön-
nen.
Wenn ein Entscheid des Arbeitgebers den Ein-
wänden der Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitneh-
mer oder deren Vertretung im Betrieb nicht oder 
nur teilweise Rechnung trägt, so hat der Arbeitge-
ber seinen Entscheid zu begründen. Diese Begrün-
dung kann mündlich oder schriftlich erfolgen.

Absatz 3
Bei Inspektionen der zuständigen Behörden sowie 
bei Abklärungen, welche auf Anweisung der Be-
hörden vorgenommen werden, müssen die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer beigezogen und 
umfassend orientiert werden. Besteht in einem Be-
trieb eine Arbeitnehmervertretung, so steht dieses 

Mitwirkungsrecht - wie bei der Anhörung nach 
Absatz 1 - der Vertretung zu. Werden von den Be-
hörden Massnahmen angeordnet, so muss der Ar-
beitgeber die betroffenen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer bzw. deren Vertretung umfassend 
über diese Anordnungen orientieren.
Damit die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
das Recht wahrnehmen können, an Abklärungen 
und Betriebsbesuchen der Behörden teilzuneh-
men, ist es notwendig, dass sie davon Kenntnis 
erhalten. Wenn die Inspektion von der Behör-
de angekündigt wird, so muss der Arbeitgeber 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bzw. 
die Arbeitnehmervertretung frühzeitig über de-
ren Zeitpunkt und – sofern bekannt – über deren 
Gegenstand informieren. Bei unangemeldeten In-
spektionen sollte in Betrieben mit Arbeitnehmer-
vertretung zumindest ein Mitglied der Vertretung 
umgehend darüber orientiert werden.
In welcher Form sind die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer bzw. deren Vertretung bei Inspekti-
onen der Behörden beizuziehen? In Betrieben mit 
Arbeitnehmervertretung muss mindestens ein Mit-
glied der Arbeitnehmervertretung die behördliche 
Inspektion begleiten. Besteht keine Arbeitnehmer-
vertretung, so müssen die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zumindest bei der Inspektion ihres 
näheren Arbeitsumfeldes beigezogen werden. Da-
bei können sie namentlich den Behördenvertretern 
ihre Wünsche und Anliegen hinsichtlich des Ge-
sundheitsschutzes bekanntgeben. Es steht ihnen 
im Übrigen frei, sich jederzeit – auch ausserhalb 
von Betriebsinspektionen – an die zuständige Be-
hörde zu wenden.
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